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Ein Gespräch mit Emile Eicher, dem
Präsidenten des „Syndicat des Villes et
Communes luxembourgeoises“, über
die Lage in den Gemeinden und über

die Herausforderungen, denen sich die Gemein-
demandatare stellen müssen.

Im SYVICOL sind alle 102 Gemeinden des
Landes zusammengeschlossen. Laut vor
Jahren angestrebter Territorialreform soll
diese Zahl auf 75 schrumpfen. Etliche Fusi-
onen wurden denn auch in der Vergangen-
heit durchgezogen. Sie selber sind Bürger-
meister der Fusionsgemeinde Clerf (2011).
Stehen in nächster Zukunft weitere Zusam-
menschlüsse an?

EMILE EICHER Das SYVICOL unterstützt und
begleitet Gemeindefusionen, soweit unsere Ex-
pertise und Erfahrung gefragt sind. Wichtig für
uns ist, dass die Europäische Charta der kom-
munalen Selbstverwaltung eingehalten wird,
die Einwohner eingebunden werden und ein
Referendum stattfindet. Letzteres gibt Auskunft
darüber, ob die Zeit reif für einen Zusammen-
schluss ist. Dan Kersch hatte in seiner Funkti-
on als Innenminister vor den Legislativwahlen
2018 nochmals für Gemeindefusionen gewor-
ben, seither ist es auf Seiten der Regierung ru-
hig geworden. Dies verhindert aber nicht, dass
einige Gemeinden in Zwischenzeit aufeinander
zugegangen sind, so u.a. Grosbous und Wahl im
Kanton Redingen.

Vier Leitpläne zur Landesentwicklung
(„Plans directeurs sectoriels“) sind 2018
- nach langen Jahren - von der Regierung
verabschiedet worden und liegen zurzeit
dem Staatsrat zur Begutachtung vor. War
das SYVICOL, waren die Gemeinden in die
Arbeiten eingebunden?

EICHER Das SYVICOL hat eine sehr aktive
Rolle gespielt und saß in verschiedenen inter-
ministeriellen Arbeitsgruppen mit am Tisch.
Außerdem haben alle 102 Gemeinden eine
Stellungnahme zu den Plänen abgegeben, das
SYVICOL hat gleich zwei Gutachten erstellt.
Das aktuell größte Problem bei der Umsetzung
sind die fehlenden Industrieterrains. Im Clerfer
Kanton beispielsweise sind fünf Industriezonen
von über 80 Hektar ausgewiesen, es stehen aber
lediglich noch 60 Ar leer, für die es bereits meh-
rere Anwärter gibt. Das Wachstum unseres Lan-
des ist derzeit so stark, dass die Gemeinden mit
den Arbeiten hinterherhinken.

Dies wirft die Grundfrage nach
dem beständigen Wachstum
auf…

EICHER Der Staat kann das
Wachstum beispielsweise durch
steuerliche Maßnahmen beein-
flussen, und könnte den Standort
Luxemburg weniger interessant
gestalten, aber eine wirkliche
Kontrolle darüber hat er nicht.
Die Gemeinden sind also in erster
Linie gefordert, da sie die notwen-
digen, unserer Zeit angepassten Infrastrukturen
zur Verfügung stellen müssen. Um ein Beispiel
zu geben: In Clerf, meiner Gemeinde, entsteht
eine Europaschule mit einer französischen und
einer englischen Sparte. Allerdings wird sie di-
rekt neben der „luxemburgischen“ Schule ste-
hen, damit keine Ghettoisierung entsteht. Aber
wir müssen der Internationalisierung der Schü-
ler Rechnung tragen, um jedem eine gerechte
Chance zu bieten.

Seit den letzten Kommunalwahlen im Jahr
2017 gab es in den Gemeinderäten viel Be-
wegung:Über 70Personenwechsel sind seit-
her vollzogenworden, daruntermehrere auf
demBürgermeisterstuhl. Kannmandies als
„Business as usual“ bezeichnen oder haben
viele Kandidaten die Arbeit, die einMandat

mit sich bringt, unterschätzt?Wären Infor-
mationsabende vor denWahlen hilfreich?

EICHER Die vielen Wechsel sind schon etwas
außergewöhnlich. Und dabei haben wir noch
nicht einmal Halbzeit in puncto Gemeindeman-
date: Dann sind ja auch noch einige Wechsel fäl-
lig. Was nun die Ausbildung der „Élus“ angeht,
so organisiert das SYVICOL seit längerem nach
den Wahlen Seminare, die sich sowohl an neue
als an alteingesessene Ratsmitglieder wenden,
gibt es doch stets Entwicklungen in der Ge-
setzgebung. Der Vorabinformation haben sich
die Parteien angenommen. Selbstverständlich
kann sich jemand, der keiner Partei nahesteht,
dadurch nicht angesprochen fühlen. Im SYVI-
COL können wir dieses Thema aufgreifen.

Trotz mancher Sensibilisierungskampagne
bleibt der Frauenanteil in den Gemeinde-
räten niedrig. Wie erklären Sie sich diesen
Umstand?

EICHER Ach, es ist zurzeit allgemein schwer,
Menschen zu finden, die sich in der Politik en-
gagieren wollen. Der Zeitaufwand ist in der Tat
erheblich. Frauen schrecken hiervor noch mehr
zurück, als Männer. Es ist aber durchaus von
Vorteil, wenn Frauen einem Gemeinderat ange-
hören. Sie bringen oft ein anderes Wissen, ande-
re Kompetenzen mit als Männer. Das bereichert
die Sichtweise.

Apropos Zeitaufwand steht eine erneute
Reform des „Congé politique“ zur Diskus-
sion. Dieser ermöglicht die Freistellung des
Gemeindemandatars von seiner beruflichen
oder auch häuslichen Arbeit, wobei der
Staat die Kosten hierfür übernimmt.

EICHER Wer sich mit dem Hintergedanken
auf politischen Urlaub in einen Gemeinderat

wählen lässt, wird schnell merken, dass ihm sein
Mandat, wenn er die Arbeit im Interesse des
Bürgers ernstnimmt, weit mehr Zeit abverlangt,
als er deren durch die Freistellung gewinnt. Dies
gilt sowohl für die großen als auch für die kleine-
ren Gemeinden, denn in beiden Fällen sind die
Anforderungen unterschiedlich. Das SYVICOL
plädiert von daher für eine Erhöhung der Frei-
stellungsstunden.

Bei den letzten Kommunalwahlen wurde
nur noch verhalten für die Ausländerbetei-
ligung geworben, dies, weil dasResultat hin-
ter den Erwartungen zurückblieb?

EICHERTatsächlich ist das Interesse, sich poli-
tisch zu engagieren, sei dies nun aktiv oder passiv,
bei den aus dem Süden stammenden Mitbürgern
eher gering. Ich will jetzt kein Vorurteil bedienen,
doch habe ich dies so im Alltag erfahren. Die Ge-
meindeführung, so lange sie nicht zu beanstan-
den ist, wird gerne den Luxemburgern überlas-

sen. Bei der jungen Generation, aber auch bei den
Skandinaviern, Deutschen oder Niederländern,
verhält es sich anders. Da wird mitgeredet.

Eher ruhig ist es zurzeit auch in der
Flüchtlingsfrage. Hier sind die Gemeinden
ja als erste gefordert, müssen sie doch für
Unterkünfte und andere Infrastrukturen
Sorge tragen.

EICHER Seitdem allgemein nicht mehr auf
große Infrastrukturen gesetzt wird, in denen bis
zu 300 Menschen untergebracht worden wären,
sondern auf kleinere Einheiten um die 30 Per-
sonen, hat sich die Problematik entschärft. Den-
noch bleibt, dass, ob des hohen Drucks auf dem
hiesigen Wohnungsmarkt, manche Menschen
nicht nur während einer Übergangszeit in den
Flüchtlingsstrukturen bleiben, so dass weiter-

hin Plätze für Neuzugänge fehlen, und eine In-
tegration schwierig ist.

DASThemadieserTage ist derKlimaschutz.
Seit etlichen Jahren haben Luxemburger
Gemeinden die Möglichkeit, sich als Klima-
pakt-Gemeinden zertifizieren zu lassen.

EICHER … eine Möglichkeit, die rege in An-
spruch genommen wird, ein Erfolgskonzept! Der
Klimapakt bietet den Gemeinden konkrete Un-
terstützung an, in der interessierten Gemeinde
wird ein „Klimateam“ aufgestellt, um Strategien
auszuarbeiten. In der Our-Region haben wir uns
alle zusammengeschlossen, und haben so viele
Projekte umsetzen können. In Clerf werden wir
beispielsweise demnächst eine neue Schlossbe-
leuchtung anbringen, die unsere Ausgaben für
diesen Posten auf zehn Prozent des jetzigen Be-
trags reduzieren wird. Unsere Investition werden
wir in viereinhalb Jahren abgeschrieben haben.

Ist mit einem Beitritt zum Kli-
mapakt das Soll derGemeinden
erfüllt?

EICHERMan wird immer auf die
technologische Weiterentwick-
lung achten müssen, um eine bes-
sere Energieeffizienz zu erzielen.
Je weniger Energie verbraucht
wird, umso besser. Die Gemein-
den sind in diesem Bereich ein
wichtiger Akteur, da sie große
Energiekonsumenten sind.

Die „Gaardenhaischen-Affär“
hat - neben vielen anderen Fragen - die der
Ethik aufgeworfen. Nun will sich das SYVI-
COL einen Deontologiekodex geben. Würde
ein solches Instrument eine „Causa Traver-
sini“ vermeiden helfen?

EICHER Sowohl die Abgeordneten als auch
die Regierungsmitglieder verfügen über einen
eigenen Deontologiekodex. Warum also sollte es
keinen solchen Kodex für Gemeindemandatare
geben? 2017 hat das SYVICOL, in Anlehnung an
die für Abgeordnete und Europaabgeordnete
geltenden Bestimmungen, einen Kodex ausge-
arbeitet. Natürlich haben wir Gesetze, und bei
Zuwiderhandlungen müssen Justiz und Gerich-
te ihre Arbeit machen. Ein Kodex hätte jedoch
den Vorteil, auch die politischen Prozeduren u.a.
bei Verstößen festzulegen, zum Beispiel, dass
Transparenz für die Gemeinderäte gilt.
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Ich denke, wir sollten hier und jetzt handeln,
und dem Kodex schnellstmöglich eine rechtliche
Basis geben undnicht abwarten bis zurReformdes
Gemeindegesetzes. Es gibt einen gewissen Druck
seitens der Bevölkerung; gleichzeitig möchten die
GemeindepolitikerdasVertrauenderjenigengenie-
ßen, für die sie sich tagtäglich einsetzen.DerKodex
kämeallgemeindemImagederPolitik(er) zugute.

Wie steht es denn um die Reform des Ge-
meindegesetzes von 1988?

EICHER Die Innenministerin hat eine breite
Konsultationsphase lanciert. Wir stehen also
erst amAnfang des Legiferierungsprozesses.

Hat sich der Ton in den Gemeinderäten in
den letzten Jahren verschärft?

EICHERDas hängt von der jeweiligen Gemein-
de ab! Allgemein ist eher der von den Bürgern
angeschlageneTon forscher geworden.Hier spie-
len Facebook&Co. eine negative Rolle, dort wird
oft „deMann an net de Ball gespillt“. Mir scheint
wichtig, in denGemeinden eine positive, kreative
Atmosphäre zu schaffen, unddieMenschen indie
Projekteeinzubinden,zumBeispielbeiderAnlage
von Spielplätzen oder imJugend- undFreizeitbe-
reich. Solche Projekte erweisen sichmeist als die
nachhaltigsten. Persönlich habe ich eine positive
Erfahrung imRahmender Initiative für den länd-
lichenRaumgemacht,dievor30JahreninsLeben
gerufenwurdeundGleichgesinnte vereint.

Die „Gaardenhaischenaffär“ hat ebenfalls
dieDebatte umdieDoppelmandate neu ent-
facht, u.a., weil es zu einerVermischung von
Legislative und Exekutive kommt. Wie se-
hen Sie, der Sie gleichzeitig Bürgermeister
und Abgeordneter sind, bzw. das SYVICOL,
die Problematik?

EICHER Nun, auf Gemeindeebene besteht in
der Tat eine Vermischung von Exekutive und
Legislative, da der Schöffenrat bzw. der Bür-
germeister in Luxemburg Teil des Rates ist, und
somit die Gemeindereglements mitstimmt und
nachher über ihre Einhaltung wachen muss.
Was nun die Abgeordnetenkammer angeht, so
wäre es kontraproduktiv, wenn die Gemeinden
dort keine Stimme mehr hätten, viele Gesetze
würden realitätsfremd ausfallen.

Als Präsident des SYVICOL bin ich sehr froh
darüber, dass der Premierminister im Juli per
Rundschreiben die Mitglieder der Regierung
aufgefordert hat, bei allen Gesetzes- und Reg-
lementsprojekten, die die Gemeinden betref-
fen, unsereMeinung einzuholen.Über die Som-
mermonate ist das bereits zwölf Mal passiert.
Als SYVICOLwünschen wir uns natürlich, dass
diese Vorgehensweise im legislativen Prozess
verankert wird, und dass die Befugnisse der Ge-
meindevertretung in Zukunft über die der Be-
gutachtung hinausreichenwerden.

In diesen Sinn wurden Überlegungen ins
Spiel gebracht, einen „Senat“ oder eine re-
gelrechte Berufskammer zu schaffen…

EICHER In Frankreich gibt es den Senat als
Vertretung der Lokal- und Regionalmandatare.
Aber Frankreich hat bekanntlich eine andere
Dimension als Luxemburg. Von daher wurde
diese Idee nicht zurückbehalten. Was wir uns
wünschen, ist eine „Chambre des élus locaux“,
die anders aufgestelltwäre als eine reineBerufs-
kammer. Wir könnten dann zum Beispiel die
Weiterbildung differenzierter gestalten, und in
unserer Arbeit öfters auf Experten zurückgrei-
fen. Natürlichmüsste eine solcheKammer über
die notwendigen finanziellen Mittel verfügen,
um gute Arbeit leisten zu können.

Wie steht es eigentlich um das Verhältnis
Politiker/Beamte in den Gemeinden?

EICHERDas ist unterschiedlich, undnatürlich
wirkt sich die Größe einer Gemeinde auf dieses
Verhältnis aus. Doch ist es oft Charaktersache.
Was mich selbst betrifft, so bin ich der Ansicht:
„Wéi s de an de Bësch riffs, sou schaalt et zréck“.
Das bedeutet u.a., dass man einen offenen und
ehrlichen Austausch führt, und berechenbar ist
- was es den Gemeindebediensteten wiederum
erlaubt, vorausschauend für dich zu arbeiten. In
einer positiven Atmosphäre unterlaufen Politi-
kernwie Beamten seltener Fehler.

In Zukunft werden bei derWeiterbildung des
SYVICOL für die „Élus locaux“ ebenfalls Infor-
mationen über Führung und Kommunikation
einfließen. Diese Aspekte wurden zu lange ver-
nachlässigt. Beim SYVICOL selber werden wir
in Zukunft unseren Außenauftritt verstärken,
und versuchen, über die neuen Medien - u.a.

wird demnächst eineApp zurVerfügung gestellt
- näher amPuls der Zeit zu arbeiten.

Kommt in absehbarer Zeit der digitale Be-
amte? Wird der Bürger bald nur noch per
Handy oder Computer mit der Gemeinde-
verwaltung kommunizieren?

EICHER Natürlich ist es wichtig, dem Bürger
verständlich formulierte Informationen über
Sachverhalte in digitaler Form zur Verfügung zu
stellen, doch sollte immerderMensch imMittel-
punkt stehen. Gerade in den Gemeinden behält
die direkteKommunikation ihre Bedeutung.

Allerdingsmusses inderKommunikationzwi-
schenStaat undGemeinden zu einer verstärkten
Bereitstellung von digitalen Plattformen kom-
men. Ein positives Beispiel ist das Sportministe-
rium: Hier erfolgt die staatliche Bezuschussung
von Sportinfrastrukturen effizient und zuver-
lässig über diesenWeg. Eine ähnliche Plattform
im Bereich Kommodo-Inkommodo könnte den
Gemeinden viel Zeit und Papier ersparen, und
auch demBürger einen vereinfachten Zugang zu
bestimmten Informationen bieten.

Wie steht es um die Gemeindefinanzen?
Kündigt sich nach der ReformNeues an?

EICHER Sollen die Gemeinden zusätzliche Auf-
gaben übernehmen, müssen ihnen die entspre-
chendenfinanziellenMittel zurVerfügunggestellt
werden, das ist für mich ein Grundprinzip. Im
kommenden Jahr will das Innenministerium in
Zusammenarbeit mit dem Obersten Rat der Ge-
meindefinanzen und einem externen Finanzprü-
fer ein Audit in den Gemeinden durchführen, um
dieetwaigenSchwachstellenderGemeindefinanz-
reform auszumachen. Änderungen drängen sich
zumBeispielbeiderGewichtungderArbeitsplätze
auf:Habe ichdieWahl, ob ich einLyzeumaufmei-
nem Gemeindegebiet einrichten will, oder lieber
eineWerkstatt, soentscheide ichmichfürersteres,
da dort mehr Arbeitsplätze entstehen, ergo mehr
staatliche Gelder in die Gemeindekasse fließen.
Diesistaberglobalwirtschaftlichgesehennichtim-
mer die beste Entscheidung. Auch der soziale und
Miet-Wohnungsbaumüsste bei derAufteilungder
Gemeindefinanzen stärker insGewicht fallen.

In der Tat will der neue Wohnungsbaumi-
nister im „Pacte logement 2.0“ die Gelder

nicht mehr in den Infrastrukturausbau der
Gemeinden, sondern direkt in den Woh-
nungsbau fließen lassen…

EICHERDas sollte kein Problem sein!

Als einenWeg,mehr bebaubare Flächen für
den Wohnungsmarkt zu erschließen, wird
vonmanchen die Erhöhung der von den Ge-
meinden festgelegten Grundsteuer angese-
hen. Es stellt sich die Frage, ob es hierdurch
nicht zu einerweiterenAufheizung derKos-
tenspirale fürBaugrundkäme.WelchePosi-
tion vertritt das SYVICOL in dieser Frage?

EICHER In puncto Grundsteuerreform stehen
nochvieleFragenoffen.PositiveAuswirkungenauf
denWohnungsmarkthätteesmitSicherheit,etwas
inpunktoLeerstandvonHäusernundWohnungen
zuunternehmen.HierfürmüsstendieGemeinden
jedochvertikaleKatasteraufstellen-dieGemeinde
PetingenistdaeinMusterbeispiel.Darüberhinaus
sollte man im Wohnungsbau auch anderen For-
mendes ZusammenlebensRechnung tragen, zum
Beispiel werdenwiederWohngemeinschaften ge-
bildet, dieWohnungenwerdenkleiner.

SollendennnunWohntürme indenGemein-
den entstehen?

EICHER „Wohntürme“ gehören so oder so in die
Städte und nicht in den ländlichen Raum. Woh-
nungsbau solltedort erfolgen,wodieMenschenar-
beiten.AnsonstenwächstdieVerkehrsproblematik.

Diese stellt aktuell eine der größten Beein-
trächtigungen der Lebensqualität dar. Weil
derGratis-öffentliche-Transport nicht opti-
mal aufgestellt ist, wird er wohl nicht wirk-
lich Remedur schaffen.

EICHERDieser Tage ging den Gemeinden ein
vielseitiges Dokument über die Reform des RG-
TR-Busnetzes zurBegutachtung zu.U.a.werden
darin die Hauptachsen festgelegt, Zubringer-
dienste und der Schülertransport etwa, fehlen
aber. Angesichts der Bedeutung dieser Reform
fürdenBürger, sollte es keineGemeinde versäu-
men, ihr Gutachten und ihre Vorschläge beim
Ministerium abzugeben, auch wenn die Frist
bereits zum 1. November ausläuft.

Laut Regierungserklärung soll der Musik-
unterricht für junge Schüler (ab 2021) kos-

tenlos zugänglich werden. Nun sind es aber
die Gemeinden, die die Haushalte der Mu-
sikschulenmitbestreiten…

EICHER Gesetzlich ist vorgesehen, dass der
Musikunterricht zu je einem Drittel über den
Fonds de dotation globale des communes, an
dem alle Gemeinden beteiligt sind, von den
Gemeinden, die einen solchen Unterricht an-
bieten, und vom Kulturministerium finanziert
wird. In Wirklichkeit tragen die Anbieter-Ge-
meinden mittlerweile aufgrund der Gehälter-
entwicklung quasi die Hälfte der Ausgaben. Es
wurdedennaucheineArbeitsgruppe eingesetzt,
um eine Gesetzesänderung vorzubereiten.

Allgemein ist das Bildungswesen seit der
Schulreform 2009 aus kommunaler in
staatliche Hand übergegangen. Die Ge-
meinden sind in punkto Grundschule nur
noch dafür zuständig, die notwendigen In-
frastrukturen bereitzustellen…

EICHER … sowie das Schulmaterial. Etliche
Gemeindevertreter sind der Ansicht, diese Kos-
tenmüssten inZukunft vomStaat übernommen
werden, schließlich legt das Ministerium die
Programminhalte fest. Insbesondere seitdem
die Forderung nach i-Pads in der Grundschu-
le laut wird, mögen die Gemeinden die Kosten
nichtmehr tragen. Demnächst soll ein Vademe-
kum über die Grundausstattung in den Schulen
mehr Klarheit bringen.

Ende desMonats läuft die Frist aus, die den
Gemeinden zur Verfügung stand, um ihren
Allgemeinen Bebauungsplan (PAG) neu-
zugestalten. Da einige Gemeinden dieses
Stichdatumnichtwerden einhalten können,
wird die Frist nochmals verlängert?

EICHER Nein, eine offizielle Verlängerung
wird es nicht geben. Es kommt aber auch nicht
zu Verzugszahlungen, denn hierfür fehlt die ge-
setzlicheBasis. JeneGemeinden, die ihreArbei-
ten nicht bis zum Stichtag abschließen können,
werden sich indes in der unbequemenLagewie-
derfinden, keine Änderungen am Allgemeinen
Bebauungsplanmehr vornehmenzudürfenund
werdendemnachkeineneuenZonenausweisen,
oder auch Teilbebauungspläne (PAP) genehmi-
gen können. Ich möchte darauf hinweisen, dass
die Ausarbeitung eines Allgemeinen Bebau-
ungsplanes ein sehr kostspieliges Unterfangen
ist, manche Gemeinden haben hierfür bis zu
einer Million Euro ausgegeben. Feststeht, dass
ein PAG eindeutige Vorgaben enthalten muss,
um teurenGerichtsprozessen vorzubeugen.

Die Handlungsfähigkeit der Gemeinden
scheint durch Gesetze, Pläne und die Wirt-
schaftsbegeisterung der Regierung dras-
tisch eingeschränkt zu sein. Inwieweit
handelt es sich bei der Gemeindeautonomie
nicht um eine bloßeWorthülse?

EICHER Die Gemeindeautonomie wird in der
Tatoft strapaziert! Sie istdurcheineEuropäische
Charta geschützt, wird insgesamt jedoch durch
die Finanzen, die einer Gemeinde zur Verfügung
stehen, begrenzt. Wer wenig Geld hat, kann we-
nig Nutzen aus der Gemeindeautonomie ziehen,
dennerhat keinenSpielraum für großeProjekte.
Wer viel Geld hat, kannVieles umsetzen.

Eine persönliche Frage zum Schluss: Müs-
sen Sie als SYVICOL-Präsident oftKompro-
misse eingehen, um die gemeinsame Sache
voranzutreiben?

EICHER Innerhalb der Führungsgremien des
Syndikats sindwir in der glücklichenLage, dass
fast alle Entscheidungen einstimmig getroffen
werden. Dies bedeutet natürlich, dass man
im Vorfeld aufeinander zugehen muss. Da wir
aber aufgrund der tagtäglichen Praxis ähnliche
Sorgen und Nöte teilen, suchen wir nach prag-
matischen Lösungen. Parteipolitik spielt dabei
kaum eine Rolle.

Sie sind ein Mann aus dem Norden. Dem-
nächst wird die Vereinigung „Cliärrwer
Kanton“ 40 Jahre feiern. Hat dies für Sie
eine besondere Bedeutung?

EICHER Die Gründung dieser Interessenge-
meinschaft war damals wichtig. Der Norden
wirkte etwas vernachlässigt, die Eisenbahn
sollte gar geschlossen werden. Das Verdienst
der Lobby war es, dass sich die Gemeinden im
Nordenzusammenschlossen, unddieRegierung
ihnen Gehör schenken musste. Heute tut sich
wieder was in unserer Region. Die 40-Jahres-
Feier wird ein schönes Wiedersehen mit alten
Freunden und Bekanntenwerden.

„Die Gemeindeautonomie wird in der
Tat oft strapaziert“, sagt Emile Eicher




